
Kirchliches Arbeitsgericht 

 
für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier 

in Mainz 
 

     Verkündet laut Protokoll am 25.09.2012 

 

Aktenzeichen: KAG Mainz M 05/12 Mz 

 

U R T E I L 
 

In der Rechtsstreitigkeit mit den Beteiligten 
 
1.  Caritasverband M. e. V. 
 
          -Kläger-  
 
2.  Mitarbeitervertretung des Caritasverbandes M. e. V. 
 
          -Beklagte- 
 
hat das Kirchliche Arbeitsgericht in Mainz 
auf die mündliche Verhandlung vom 25.09.2012 
durch den Richter S. als Vorsitzenden 
und die beisitzenden Richter D. und L. für Recht erkannt: 
 
1. Die verweigerte Zustimmung der Beklagten in die Eingruppierung 

der Mitarbeiterin L. in die Vergütungsgruppe S 2, Entgeltstufe 1, 
der Anlage 33 der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrich-
tungen des Deutschen Caritasverbandes (AVR) wird ersetzt. 

2. Die weitergehende Klage wird abgewiesen. 
3. Der Kläger wird verurteilt, die Kosten der Beklagten des vorlie-

genden Verfahrens zu tragen. 
4. Die Revision gegen dieses Urteil wird nicht zugelassen. 
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Tatbestand 

 

Die Parteien streiten vorliegend im Rahmen des von dem Dienstgeber 

eingeleiteten Zustimmungsersetzungsverfahrens um die von der beklagten 

Mitarbeitervertretung verweigerte Zustimmung der Eingruppierung der 

Mitarbeiter K. und L..  

 

Beide Mitarbeiter sind als Helfer im Pflegedienst im Haus St. M. in I. ein-

gesetzt. Bei dem Haus St. M. handelt es sich um eine stationäre Einrich-

tung für mehrfach schwerstbehinderte Kinder und Jugendliche. Sämtliche 

junge Menschen sind inkontinent, sind außer Stande, selbständig zu es-

sen und zu trinken und nur zwei von ihnen können sich sprachlich ver-

ständigen.  

 

Herr K. und Frau L. haben keine Ausbildung im pflegerischen Bereich. Sie 

arbeiten im Heim nach Weisungen und Anweisungen des Fachpersonals. 

Frau L. wurde in dieser Funktion am 01.09.2011 neu eingestellt, sie ver-

richtet die gleichen helferischen Tätigkeiten wie Herr K., lediglich mit dem 

Unterschied, dass letzterer im Tagdienst und Frau L. in der Zeit von 

20.00 bis 24.00 Uhr eingesetzt wird. Im Rahmen des Beteiligungsverfah-

rens hat die beklagte MAV jeweils der Einstellung nicht jedoch der beab-

sichtigten Eingruppierung in die Entgeltgruppe S 2 von Anhang B der An-

lage 33 der AVR zugestimmt mit der Begründung, die von beiden Mitarbei-

tern erbrachten Leistungen seien schwierige fachliche Tätigkeiten im Sin-

ne der Entgeltgruppe S 4 Nr. 1. Nachdem auch das anschließende Eini-

gungsgespräch erfolglos verlaufen ist, hat die Beklagte letztlich mit 

Schreiben vom 07.09.2011 die Zustimmung zur beabsichtigten Eingrup-

pierung verweigert. 

 

Herr K. absolviert zumindest seit dem 01.10.2010 ein Hochschulstudium. 

Er leistete im Heim zunächst ein Freiwilliges Soziales Jahr und anschlie-

ßend daran ein sechsmonatiges Praktikum. Ab dem 29.08.2009 war er im 

Heim mehrfach befristet als Helfer eingesetzt. Die erste Befristung belief 
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sich auf die Dauer von rund sieben Monaten, sodann schloss sich unmit-

telbar daran ein weiteres befristetes Beschäftigungsverhältnis von sechs 

Monaten an. Nahtlos daran war Herr K. in der Zeit vom 01.10.2010 bis 

zum 30.09.2011 als Geringfügig Beschäftigter (2,60 % einer Vollzeitkraft) 

mit Helfertätigkeiten eingesetzt. Ab dem 01.10.2011 wird er neben seinem 

Studium mit 18,83 Wochenstunden weiterhin als Helfer im Heim mit den 

bisherigen Aufgaben eingesetzt. 

 

Der Kläger hat mit der Klageschrift eine Arbeitsplatzbeschreibung vom 

September  2011 sowie eine synoptische Gegenüberstellung über die Tä-

tigkeiten von ausgelernten Fachkräften und Kräften ohne Ausbildung zur 

Akte gereicht (Blatt 6 – 10 der Akte). Mit Schriftsatz vom 20.07.2012 legte 

er eine weitere Arbeitsplatzbeschreibung für Mitarbeiter für hauswirtschaft-

liche und pädagogische /pflegerische Aufgaben im Gruppenbereich vom 

Mai 2007 vor (Blatt 99 – 101 der Akte). Die Beklagte reichte ihrerseits eine 

andere Arbeitsplatzbeschreibung für pädagogische /pflegerische Mitarbei-

ter im Gruppenbereich vom Mai 2007 zur Akte.  

 

Der Kläger ist der Auffassung, sowohl der Mitarbeiter K. als auch die Mit-

arbeiterin L. seien als ungelernte Hilfskräfte im Pflegebereich normgerecht 

in die Entgeltgruppe S 2 einzustufen. Die erweiterten Voraussetzungen 

der Entgeltgruppe S 4 Nr. 1 seien nicht gegeben. Als reine Helfer erfüllten 

sie keine „schwierigen“ fachlichen Tätigkeiten im Sinne der Entgeltgrup-

pe S 4, zumindest fehlten ihnen die gleichwertigen Fähigkeiten und Erfah-

rungen. Als völlige Anfängerin könne Frau L. diese Kriterien überhaupt 

nicht erfüllen. Auch Herr K. habe sich gleichwertige Fähigkeiten, wie diese 

in einem Ausbildungsberuf zu erzielen seien, nicht aneignen können. Die 

einjährige Tätigkeit als Minijobber habe solche Erfahrungen nicht vermit-

teln können. Wie sich zudem aus der Arbeitsplatzbeschreibung vom 

Mai 2007 ergebe, liege der Schwerpunkt der von ihm zu verrichtenden 

Aufgaben im hauswirtschaftlichen Bereich.  

 
Der Kläger beantragt,  

die mit Schreiben vom 17.08.2011 (gemeint ist wohl der 

07.09.2011) verweigerte Zustimmung zur Eingruppierung der Mitar-
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beiter K. und L. in die Vergütungsgruppe S 2 der Anlage 33 der 

Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des Deutschen 

Caritasverbandes (AVR) zu ersetzen. 

 
Die beklagte MAV beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

 

 

Sie hält in beiden Fällen eine Eingruppierung nach der Entgeltgruppe S 4 

für geboten, weil diese Mitarbeiter als pflegerische Hilfskräfte in dem Heim 

für schwerstbehinderte Kinder und Jugendliche eingesetzt seien. Im Übri-

gen handle es sich bei Herrn K. um keine Neueinstellung, sondern um ei-

ne Verlängerung mehrfach befristeter Verträge, so dass hier eine Überlei-

tung in Frage gekommen wäre. Herr K. habe aufgrund seiner langjährigen 

Tätigkeiten und seiner gesamten Persönlichkeitsstruktur als Student an 

einer Hochschule im Laufe der Jahre die gleichwertigen Fähigkeiten und 

Erfahrungen erworben. Dies zeige sich allein daran, dass er bei Bedarf als 

Ersatz für ausgefallene Fachkräfte eingesetzt werde. Es stimme nicht, 

dass er auch im hauswirtschaftlichen Bereich tätig sei. Die entsprechende 

Stellenbeschreibung vom Mai 2007, die der Kläger erstmals mit Schriftsatz 

vom 20.07.2012 zur Akte gereicht hat, könne den Arbeitsplatz von 

Herrn K. überhaupt nicht beschreiben, weil dieser zum damaligen Zeit-

punkt noch nicht im Heim eingesetzt gewesen sei. Es gebe im Heim drei 

Gruppen von Mitarbeitern ohne Ausbildung, u. a. auch für den hauswirt-

schaftlichen Bereich. Herr K. sei aber ganz überwiegend im pädagogi-

schen / pflegerischen Bereich eingesetzt. Aufgrund seiner langjährigen 

Beschäftigung käme im Übrigen für ihn die Stufe 3 in Betracht.  

 

Zur näheren Darstellung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt 

der von den Parteien zur Gerichtsakte gereichten Schriftsätze nebst Anla-

gen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung vor dem Kirchlichen 

Arbeitsgericht waren, Bezug genommen. 
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Entscheidungsgründe 

 

Die insgesamt zulässige Klage ist in der Sache nur begründet bezüglich 

der neueingestellten Frau L., nicht jedoch hinsichtlich von Herrn K.. 

 

Im Streitfalle geht es um eine Rechtsstreitigkeit der Ordnung für die Mitar-

beitervertretungen im Bistum Mainz (MAVO) im Sinne von § 35 Abs. 1 

Nr. 1 i. V. m. § 33 Abs. 1 MAVO. Danach bedarf der Dienstgeber der Zu-

stimmung der Mitarbeitervertretung u. a. in Fällen der Eingruppierung von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Verweigert die Mitarbeitervertretung 

- wie im vorliegenden Fall - ihre Zustimmung zur beabsichtigten Eingrup-

pierung, dann kann der Dienstgeber die versagte Zustimmung durch das 

Kirchliche Arbeitsgericht nach § 33 Abs. 4 MAVO Mainz ersetzen lassen.  

 

Die Mitarbeitervertretung hat vorliegend aus tauglichen Gründen im Sinne 

von § 35 Abs. 2 Nr. 1 MAVO die Zustimmung verweigert, indem sie form- 

und fristgerecht geltend gemacht hat, die beabsichtigte Eingruppierung 

der beiden Mitarbeiter in die Entgeltgruppe S 2 sei nicht normgerecht, weil 

die von ihnen zu verrichtenden Tätigkeiten die qualifizierten Merkmale der 

Entgeltgruppe S 4 erfüllten. Damit gilt die Zustimmung nicht nach Zeitab-

lauf als erteilt. 

 

Die von der beklagten MAV verweigerte Zustimmung zur beabsichtigten 

Eingruppierung der Mitarbeiterin L. ist im Streitfalle zu ersetzen, da die 

Zustimmungsverweigerung in diesem Fall offensichtlich unberechtigt war. 

Demgegenüber ist das Rechtsbegehren des Klägers im Falle des Herrn K. 

unbegründet.  

 

Nach der Nr. I der Anlage 1 der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Ein-

richtungen des Deutschen Caritasverbandes (im Folgenden: AVR) richtet 

sich die Eingruppierung eines Mitarbeiters nach den Tätigkeitsmerkmalen 

der in Nr. (a) genannten Anlagen. Dabei ist der Mitarbeiter nach Nr. (b) 

dieser Bestimmung in die Vergütungsgruppe eingruppiert, deren Tätig-

keitsmerkmale der gesamten, von ihm nicht nur vorübergehend auszu-
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übenden Tätigkeiten entsprechen. Die gesamte auszuübende Tätigkeit 

entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Vergütungsgruppe, wenn zeitlich 

mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen 

die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeits-

merkmale dieser Vergütungsgruppe erfüllen. Die Eingruppierung für Mitar-

beiter im Sozial- und Erziehungsdienst im Sinne der Anlage 33 richtet sich 

nach der Anlage 33 – Anhang B. Nach der dort geregelten Entgeltgrup-

pe S 2 sind eingruppiert 

 

 „Mitarbeiter in der Tätigkeit von Kinderpflegern mit staatlicher Aner-

kennung.“ 

 

In der Entgeltgruppe S 4 Nr. 1 befinden sich  

 

 „Kinderpfleger, Heilerziehungshelfer mit staatlicher Anerkennung 

oder mit staatlicher Prüfung  und entsprechender Tätigkeit sowie 

sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ih-

rer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwieri-

gen fachlichen Tätigkeiten.“ 

 

Was unter schwierigen fachlichen Tätigkeiten zu verstehen ist, ist in der 

Anmerkung Nr. 2 durch den Normgeber näher definiert. Nach der Nr. 2 a) 

sind dies Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne 

des § 2 SGB IX, in Einrichtungen für Personen, die Hilfen nach 

§ 67 SGB XII erhalten und in psychiatrischen Kliniken. Unzweifelhaft fällt 

das Haus St. M. in I. unter dieses Tätigkeitsbeispiel, weil dort nicht nur 

behinderte Menschen im § 2 SGB IX, also mit einem GdB von mindes-

tens 50, untergebracht sind, sondern weit darüber hinausgehend mehr-

fach schwerstbehinderte Kinder und Jugendliche, die ohne ständige Hilfe 

überhaupt nicht leben könnten.  

 

Sowohl Herr K. als auch Frau L. sind unstreitig keine ausgebildeten Kin-

derpfleger, Heilerziehungshelfer mit staatlicher Anerkennung oder mit 

staatlicher Prüfung. Hierin erschöpfen sich jedoch die Voraussetzungen 
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von der Entgeltgruppe S 4 Nr. 1 nicht, sondern darunter fallen auch „sons-

tige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfah-

rungen entsprechende Tätigkeiten wie die staatlich anerkannten bzw. ge-

prüften Helfer verrichten. Woher Frau L. als unstreitig reine Anfängerin im 

Heim diese Qualifizierungen auch nur im Ansatz haben soll, dazu hat die 

MAV keinerlei Angaben gemacht. Die Beklagte übersieht, dass nicht nur 

das Merkmal der schwierigen fachlichen Tätigkeit, sondern weitere Vo-

raussetzungen in der Entgeltgruppe S 4 vorliegen müssen. Damit war 

auch bezüglich der Mitarbeiterin L. die versagte Zustimmung in die Ein-

gruppierung in die Entgeltgruppe S 2 durch das Gericht zu ersetzen. 

 

Demgegenüber ist die Klage bezüglich des Mitarbeiters K. unbegründet, 

weil Herr K. aufgrund seiner langjährigen Tätigkeit im Heim auch ohne 

absolvierte staatliche Prüfung oder entsprechende Anerkennung im Laufe 

der Jahre die geforderten gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen 

gesammelt hat.  

 

Herr K. hat zunächst ein Freiwilliges Soziales Jahr im Heim absolviert und 

anschließend ein Praktikum für die Dauer von sechs Monaten. Er war we-

gen Aufnahme eines Studiums für die Zeit vom 29.08.2009 bis zum 

31.03.2010 zunächst befristet als „Mitarbeiter zur Aushilfe“ eingesetzt. Hie-

ran hat sich nahtlos ein weiteres Beschäftigungsverhältnis von weiteren 

sechs Monaten in Teilzeit angeschlossen. Sodann war er für die Dauer 

eines Jahres als Geringfügig Beschäftigter mit 2,6 % einer Vollzeitkraft in 

gleicher Funktion tätig. Ohne Unterbrechung ist er nunmehr seit dem 

01.10.2011 als Teilzeitkraft mit 48,29 % einer Vollzeitkraft eingesetzt. Be-

rücksichtigt man das eindeutig erkennbare Interesse von Herrn K. im Um-

gang mit schwerstbehinderten Kindern und Jugendlichen, dann kann das 

erkennende Gericht davon ausgehen, dass ein Mitarbeiter mit dem Intel-

lekt des Herrn K. als Student an einer Hochschule und dem besonderen 

Interesse an dieser Arbeit – wäre dies nicht der Fall, dann hätte er diese 

belastende schwierige Tätigkeit in all den Jahren nicht verrichtet – in all 

den Jahren mit dieser Tätigkeit auch Fähigkeiten erworben hat, die denje-

nigen von einer ausgebildeten Fachkraft mit einjähriger Ausbildung (vgl. 
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hierzu die Anlage K1 der Klageschrift) „gleichwertig“ sind. Dabei stehen 

die pädagogischen und pflegerischen Aufgaben bei einem entsprechen-

den Einsatz im Vordergrund. Diese unterscheiden sich aber nicht maßgeb-

lich von denjenigen von Fachkräften mit einjähriger Ausbildung. Ein Mitar-

beiter wie Herr K., der ein Hochschulstudium absolviert und mehrere Jahre 

pflegerisch Leistungen erbringt, erlangt durch diese Tätigkeit einschlägi-

ges Erfahrungswissen und damit Fähigkeiten, die auch Fachkräfte mit ei-

ner nur einjährigen Ausbildung haben. Hinsichtlich der geforderten „Erfah-

rungen“ dürfte dieser Mitarbeiter sogar einer Fachkraft mit einjähriger 

Ausbildung, die unmittelbar nach ihrer Ausbildung in den Beruf einsteigt, 

eher überlegen sein.  

Das Gericht kann auch davon ausgehen, dass Herr K. die notwendigen 

„entsprechenden Tätigkeiten“ in all der Zeit auch ausgeübt hat. Der Kläger 

hat als Anlage zur Klageschrift eine Arbeitsplatzbeschreibung vom Sep-

tember 2011 vorgelegt, die also aktuell ist und von der der Kläger selbst 

vorgetragen hat, dass sie auf die Tätigkeit des Herrn K. zugeschnitten ist. 

Der Kläger trägt prozessual widersprüchlich vor, wenn er dann wesentlich 

später eine Arbeitsplatzbeschreibung vom Mai 2007 (!) vorlegt, in der nun 

u. a. auch hauswirtschaftliche Aufgaben genannt sind. Dies gilt insbeson-

dere angesichts des Umstandes, als die Beklagte unwidersprochen repli-

ziert hat, dass es im Heim drei Gruppen von Mitarbeitern ohne Ausbildung 

gebe, u. a. für den hauswirtschaftlichen Bereich aber auch für solche, die 

überwiegend im pädagogischen / pflegerischen Bereich tätig sind. Darüber 

gehend hinaus hat die Beklagte unwidersprochen vorgetragen, dass 

Herr K. bei Bedarf auch als Ersatz für ausgefallene Fachkräfte im Heim 

eingesetzt werde. Dies ist nur möglich, wenn selbst die Vorgesetzten ihm 

auch die gleichwertigen Fähigkeiten und insbesondere Erfahrungen im 

Sinne der Entgeltgruppe S 4 Nr. 1 zubilligen.  

 

Im Streitfalle spielt keine Rolle, dass nach der Behauptung der Beklagten 

– wofür sehr viel spricht – eine Überleitung hätte vorgenommen werden 

müssen. Der Kläger hat das Arbeitsverhältnis des Herrn K. nicht entspre-

chend den Regelungen des Anhangs B der Anlage 33 übergeleitet, son-

dern hat die Beklagte zu einer Neueinstellung angehört. Beteiligt der Klä-
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ger die Beklagte aber im Rahmen einer Neueinstellung, dann gelten auch 

die hierfür maßgeblichen Bestimmungen. 

 

Nach alle dem war die Klage nur teilweise begründet.  

 

Die Entscheidung über die Kostentragung beruht auf § 12 Abs. 1 KAGO. 

Die Beautragung einer Bevollmächtigten zur Wahrung der Rechte der be-

klagten MAV erscheint notwendig, weil es vorliegend um komplizierte 

Rechtsfragen geht.  

 

Die Revision gegen dieses Urteil konnte vorliegend angesichts der Krite-

rien von § 47 Abs. 2 KAG nicht zugelassen werden. 

 

Ein Rechtsmittel ist gegen diese Entscheidung nicht gegeben. Auf die 

Möglichkeit der Einlegung einer Nichtzulassungsbeschwerde i. S. v. 

§ 48 KAGO wird hingewiesen. 

 

 

 

 gez. S. gez. D. gez. L. 


